
§ 4.3 Rechtssicherheit und Vertrauensschutz
(Rückwirkung)

Eine weitere Ausprägung des Rechtsstaatsprinzips stellt die Rechtssicherheit dar,1

worin das BVerfG ein wesentliches Element erkennt.2 Dabei meint Rechtssicher-
heit mehrere Dinge: Zum einen verlangt Rechtssicherheit klare und bestimmte so-
wie beständige Gesetze.3 Gleichzeitig sollen Bürger:innen durch die Rechtssicher-
heit die Möglichkeit haben, die Rechtslage zu erkennen und sich ihr entsprechend
zu verhalten. Die Rechtssicherheit wird daher grundsätzlich vom Vertrauens-
schutz und dem Rückwirkungsverbot flankiert.

Beispiel:

– Rechtsnormen müssen verkündet und bekanntgemacht werden.4

– Umfangreiche Verweise zu unterschiedlichen Normen und Gesetzen können der Klarheit ei-
ner Gesetzesregelung abträglich sein. Das gilt insbesondere in Fällen, in denen eine dyna-
mische Verweisung erfolgt. Eine dynamische Verweisung liegt vor, wenn auf ein andere
Norm eines:einer anderen Normgebers:in in ihrer jeweils aktuellen Fassung verwiesen wird.
In diesem Fall kann die:der ursprüngliche Verweisungssetzer:in nicht kontrollieren auf was
in der Zukunft verwiesen wird. Beispielsweise ist das der Fall, wenn die Norm, auf die dyna-
misch verwiesen wurde, geändert wird.5

– Ebenso schadet eine nicht ausreichend bestimmte Norm der Rechtssicherheit.6

A. Vertrauensschutz

Ausgehend von der Rechtssicherheit wird auch der Vertrauensschutz als Teil des
Rechtsstaatsprinzips gem. Art. 20 III GG verstanden.7 Demnach sollen die Bür-
ger:innen auf die Geltung des Rechts vertrauen können. Das ermöglicht ihnen,
dass sie beispielsweise in Vertrauen auf die Rechtslage Investitionen tätigen
können, oder auch nur schlicht, dass sie sich rechtstreu verhalten können. Denn

1 BVerfG, Beschl. v. 4.7.1957, Az.: 1 BvL 23/52 = BVerfGE 7, 89 (92) – Hamburgisches Hundesteu-
ergesetz.
2 BVerfG, Urt. v. 19.12.1961, Az.: 2 BvL 6/5 9 = BVerfGE 13, 261 (271) – Rückwirkende Steuern.
3 Grzeszick, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 95. EL 7.2021, Art. 20 Rn. 50.
4 BVerfG, Urt. v. 12.3.1991, Az.: 1 BvR 1341/90 = BVerfGE 84, 133 (159) –Warteschleife.
5 Siehe dazu auch, Grzeszick, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 95. EL 7.2021, Art. 20 Rn. 54 ff.
6 Siehe für das Bestimmtheitsgebot Kohal/Wiedmann, § 4.6 Bestimmtheitsgebot, A. in diesem
Lehrbuch.
7 Voßkuhle/Kaufhold, JuS 2011, 794 (794); Maurer, Staatsrecht I, 6. Aufl. 2010, § 17 Rn. 114–115.
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wenn man der Rechtslage nicht vertrauen kann, dann läuft man regelmäßig Ge-
fahr sich rechtswidrig zu verhalten. Somit steht im Grundsatz jede Gesetzesän-
derung im Konflikt mit dem Vertrauensschutz. Das kann dazu führen, dass das
Vertrauen schutzwürdig sein und eine Gesetzesänderung somit gegen den Ver-
trauensschutz verstoßen kann.

B. Rückwirkungsverbot

Dieser Konflikt tritt regelmäßig beim Rückwirkungsverbot auf. Daher stellt es das
praxisrelevanteste Element des Vertrauensschutzes dar. Das Rückwirkungsverbot
regelt, wie sich Änderungen der Gesetze auf die Vergangenheit8 auswirken kön-
nen und vor allem, ob sie es dürfen. Es wird dabei zwischen drei Arten von Rück-
wirkung unterschieden: Die Rückwirkung im Strafrecht auf der einen Seite und
auf der anderen Seite die sogenannte echte Rückwirkung und unechte Rück-
wirkung. Das BVerfG verwendet bei den beiden Letztgenannten jedoch je nach
Senat unterschiedliche Begrifflichkeiten. So wird die echte Rückwirkung auch als
Rückbewirkung von Rechtsfolgen und die unechte Rückwirkung auch als tatbe-
standliche Rückanknüpfung bezeichnet.9 Wann man im Fall einer Rückwirkung
Vertrauensschutz genießt, ist im Detail umstritten und lässt sich am besten in den
jeweiligen Kategorien der echten und unechten Rückwirkung selbst anhand von
Beispielen erklären. Dennoch besteht in allen Konstellationen die gleiche Grund-
struktur:
1. Der Staat schafft eine Vertrauensbasis, beispielsweise durch ein Gesetz.
2. Bürger:innen handeln in schutzwürdigem Vertrauen auf das Gesetz hin, bei-

spielsweise investieren sie Geld.
3. Das enttäuschte Vertrauen der Bürger:innen muss gegen das öffentliche Inte-

resse an der rückwirkenden Gesetzesänderung abgewogen werden.10

8 In Ausnahmefällen kann der Vertrauensschutz (dann nicht das Rückwirkungsverbot) auch für
Fälle mit Wirkung in die Zukunft relevant sein. Dafür muss jedoch ein Vertrauenstatbestand vor-
liegen, siehe dazu auch, BVerfG, Beschl. v. 15.3.2000, Az.: 1 BvL 16/97 u. a. = BVefGE 102, 68
(96 ff.) – Krankenversicherung der Rentner.
9 Siehe zu den Begriffen auch: Lepsius, JURA 2018, 577 (578).
10 Voßkuhle/Kaufhold, JuS 2011, 794 (795).
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I. Art. 103 II GG – Rückwirkung im Strafrecht

Im Grundgesetz selbst ist das Rückwirkungsverbot lediglich in Art. 103 II GG für
das Strafrecht erwähnt. Dort heißt es in Abs. 2, dass eine Tat nur bestraft werden
dürfe, wenn das Gesetz die Strafbarkeit bestimmt, bevor die Tat begangen wurde.
Demnach sind im Bereich des Strafrechts jegliche Formen einer Rückwirkung ver-
fassungswidrig.11 Auch die Europäische Menschenrechtskonvention verbietet in
Art. 7 I EMRK ausdrücklich die Rückwirkung im Strafrecht.

Beispiel: Im Jahr 2021 wird eine Gesetzesänderung erlassen, die ein bestimmtes Verhalten unter
Strafe stellt. Im Gesetz wird die Geltung bereits für die Zeit ab 2020 bestimmt. Ein solches Gesetz
verstößt gegen Art. 103 II GG.

II. Echte Rückwirkung und unechte Rückwirkung

Für andere Bereiche als das Strafrecht kennt das Grundgesetz keine Regelung zur
Rückwirkung. Das bedeutet jedoch nicht, dass im öffentlichen Recht und im Zi-
vilrecht Gesetze stets auch rückwirkend erlassen werden dürfen. Die Rechtspre-
chung hat für die nicht von Art. 103 II GG erfassten Fälle Einschränkungen für den
Gesetzgeber in Form der echten und unechten Rückwirkung entwickelt.12 Mit
der echten und der unechten Rückwirkung reagierte die Rechtsprechung auf Kon-
flikte zwischen dem Vertrauen der Bürger:innen auf die geltende Rechtslage
und dem Interesse des Gesetzgebers neue Regelungen zu treffen.

Die echte und unechte Rückwirkung werden regelmäßig wie folgt abgegrenzt:

11 Degenhart, in: Sachs, GG, 9. Aufl. 2021, Art. 103 Rn. 53.
12 Maurer, Staatsrecht I, 6. Aufl. 2010, § 17 Rn. 101; Lepsius, JURA 2018, 577 (577).
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Abgrenzung von echter und unechter Rückwirkung

Echte Rückwirkung Unechte Rückwirkung

Tatbestand Wenn ein Gesetz nachträglich in bereits
abgeschlossene Sachverhalte eingreift.

Wenn ein Gesetz in gegenwärtige, aber
noch nicht abgeschlossene,
Sachverhalte eingreift.

Beispiel Wenn das Justizprüfungsamt nach Ab-
schluss einer Prüfungskampagne zur
ersten juristischen Prüfung die Prü-
fungsordnung mit Wirkung für die Ver-
gangenheit ändert und eine weitere
Klausur hinzufügt, die alle Absolvent:
innen sodann nachzuholen hätten.

Wenn das Justizprüfungsamt die Prü-
fungsordnung während des bereits
begonnenen Studiums, aber vor
Anmeldung und Abschluss einer
Prüfungskampagne ändert und die
erste juristische Prüfung um eine
weitere Klausur erweitert.

Zulässigkeit Grundsätzlich unzulässig, aber recht-
fertigungsfähig.13

Grundsätzlich zulässig, kann aber
gegen den Vertrauensschutz ver-
stoßen und somit unzulässig sein.14

1. Echte Rückwirkung
Wie bereits erklärt ist die echte Rückwirkung grundsätzlich unzulässig, jedoch
rechtfertigungsfähig. Als Vertrauenstatbestand besteht damit in der Regel das
geltende Recht. Das bedeutet, dass hier vor allem der Gesetzgeber erklären muss,
weshalb das Gesetz mit Wirkung für in der Vergangenheit bereits abgeschlossene
Sachverhalte gelten soll. Dennoch gibt es Ausnahmen. In den Fällen, in denen es
keinen Vertrauenstatbestand gibt, auf den man sich berufen könnte, besteht auch
kein schutzwürdiger Vertrauensschutz.15

Kein Vertrauensschutz besteht, wenn eine neue Regelung, also ein neues Ge-
setz bereits absehbar war.16 Problematisch ist jedoch die Feststellung, ab wann
eine Regelung als absehbar gilt, also ab welchem Zeitpunkt im Gesetzgebungsver-
fahren das Vertrauen auf das noch geltende Recht erlischt. Da ein Gesetzgebungs-
verfahren unterschiedlich lang sein kann,17 ist das eine Frage des Einzelfalls.18

13 Lepsius, JURA 2018, 577 (577).
14 Lepsius, JURA 2018, 577 (577).
15 Siehe dazu m.w.N. Sachs, in: Sachs, GG, 9. Aufl. 2021, Art. 20 Rn. 134.
16 Maurer, Staatsrecht I, 6. Aufl. 2010, § 17 Rn. 119.
17 Beispiel für ein besonders schnelles Gesetz ist dasDritte Gesetz zum Schutz der Bevölkerung bei
einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite, welches im Zuge der Corona-Pandemie das In-
fektionsschutzgesetz änderte. Es wurde am 18.11.2020 innerhalb eines Tages vom Bundestag und
Bundesrat verabschiedet sowie im Bundesgesetzblatt verkündet.
18 Lepsius, JURA 2018, 577 (578 f.).
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Teilweise wird jedoch vertreten, dass zumindest zum Zeitpunkt des Gesetzesbe-
schlusses gem. Art. 77 I 1, 78 GG das Vertrauen entfalle, auch wenn das Gesetz erst
später in Kraft tritt.19

Beispiel: Wenn der Bundestag ein neues Gesetz beschlossen hat, welches jedoch noch nicht in
Kraft getreten ist, dann kann das noch geltende Recht regelmäßig nicht mehr einen Vertrauens-
tatbestand schaffen, weshalb kein Vertrauensschutz besteht.

Ebenso besteht kein Vertrauensschutz, wenn die Gesetzeslage unklar und ver-
worren ist. Wenn es keine klare Auslegung der Gerichte gibt oder das Gesetz ein-
fach unverständlich ist, dann kann das keine Basis für Vertrauen darstellen.
Auch, wenn das bisherige Gesetz verfassungswidrig und nichtig war, besteht
kein Vertrauensschutz.20

In Fällen von lediglicheiner geringfügigenBelastung, also sogenanntenBa-
gatellen, überwiegt regelmäßig das Änderungsinteresse, sodass hier der Vertrau-
ensschutz zurücktreten muss. Darüber hinaus gibt es Konstellationen, in denen es
überwiegende Gründe des Allgemeinwohls gibt, die dem Vertrauensschutz
gegenüber überwiegen, sodass es regelmäßig keinen Vertrauensschutz gib. Den-
noch kann auch in diesen Fällen ausnahmsweise wiederum das Allgemeinwohl-
interesse an einer Rückwirkung hinter dem Vertrauensschutz zurücktreten.21

Zusammengefasst besteht in diesen Fällen regelmäßig kein Vertrauens-
schutz:
– Neues Gesetz absehbar
– Gesetzeslage unklar
– Gesetz verfassungswidrig
– Lediglich geringfügige Belastung
– Überwiegende Gründe des Allgemeinwohls

Anhand dieser Sachverhaltskonstellationen zeigt sich, dass die echte Rückwir-
kung restriktiven, also strengen Anforderungen unterliegt.

2. Unechte Rückwirkung
Im Fall der unechten Rückwirkung wiegt der Vertrauensschutz deutlich gerin-
ger. Die Legislative kann jederzeit das Recht für die Zukunft ändern und somit
Einfluss auf bereits laufende Sachverhalte einnehmen. Das BVerfG erklärte, dass

19 Kämmerer, Staatsorganisationsrecht, 3. Aufl. 2016, Rn. 82.
20 Siehe dazu Maurer, Staatsrecht I, 6. Aufl. 2010, § 17 Rn. 119.
21 Siehe dazu Maurer, Staatsrecht I, 6. Aufl. 2010, § 17 Rn. 119.

Johannes Siegel

110 2. Kapitel Staatsstrukturprinzipien – Die Fundamentalnormen des Staates

http://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_77.html
http://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_77.html
http://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_77.html
http://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_78.html


insbesondere im Falle einer für die Betroffenen günstigen Rechtslage kein Ver-
trauensschutz darauf bestehe, dass sich die Rechtslage nicht ändern könne. Es
stellte dies im Fall einer niedrigen Steuer,22 aber auch für die damalige Zehn-
jahresfrist der Sicherungsverwahrung23 fest. Problematisch ist es dagegen, wenn
durch eine unechte Rückwirkung eine Rechtsposition gänzlich entwertet wird.24

Daher wägt das BVerfG im Fall einer unechten Rückwirkung das aus dem Ver-
trauensschutz bestehende Interesse des:der Antragstellers:in an der Rechtslage
gegen das Änderungsinteresse der Legislative ab. Das erfolgt im Rahmen einer
Verhältnismäßigkeitsprüfung.25 So erklärte das BVerfG zur unechten Rück-
wirkung, dass sich deren Grenzen im Grundsatz des Vertrauensschutzes und dem
Verhältnismäßigkeitsprinzip finden. Die Grenze sei überschritten, soweit die
unechte Rückwirkung zur Erreichung des Gesetzeszweckes unverhältnismäßig
sei.26

In einer Entscheidung zur steuerlichen Entschädigung für entgangene Ein-
nahmen erklärte das BVerfG konkret zum Abwägungsmaßstab, dass stets eine
Verhältnismäßigkeitsprüfung des durch die veränderte Rechtslage enttäusch-
ten Vertrauens und des Interesses des Gesetzgebers an der Änderung erfol-
gen muss. Es stellte fest, dass dem Vertrauensschutz bei künftigen Rechtsfolgen
in hinreichendem Maß Rechnung zu tragen sei. Im Rahmen der Verhältnismäßig-
keit sei das Interesse der Allgemeinheit an der Änderung gegen das Interesse des
Einzelnen an der Fortgeltung abzuwägen.27

3Klausurtaktik

In der Klausur kann die Rückwirkung in Form einer materiellen Prüfung eines Gesetzes auf seine
Verfassungsmäßigkeit auftauchen. Hier gilt es vor allem das Problem zu erkennen. Sodann ist in
der Prüfung darzustellen, woraus sich Rückwirkungsverbote ergeben, nämlich aus dem Rechts-
staatsprinzip in Form des Vertrauensschutzes. Daraufhin ist die echte und unechte Rückwirkung
zu definieren, bevor im Rahmen der Subsumtion der Sachverhalt einer der Kategorien zuzuord-
nen ist. Danach unterscheidet sich die Prüfung je nach Einteilung. Im Fall einer unechten Rück-
wirkung kommt es zu einer Abwägung des Vertrauens auf den Bestand der Regelung und dem Än-
derungsinteresse des Gesetzgebers. Das erfolgt in Form einer Verhältnismäßigkeitsprüfung. Bei
einer echten Rückwirkung muss dagegen geprüft werden, ob einer der Ausnahmefälle vorliegt,

22 BVerfG, Beschl. v. 17.7.1974, Az.: 1 BvR 51, 160 u. a. = BVerfGE 38, 61 (83) – Leberpfennig.
23 BVerfG, Urt. v. 5.2.2004, Az.: 2 BvR 2029/01 = BVerfGE 109, 133 (186).
24 Lepsius, JURA 2018, 577 (580).
25 Lepsius, JURA 2018, 577 (583).
26 BVerfG, Beschl. v. 10.10.2012, Az.: 1 BvL 6/07, Rn. 43 = BVerfGE 132, 302 (318).
27 Vgl. BVerfG, Beschl. v. 7.7.2010, Az: 2 BvL 1/03 u. a. = BVerfGE 127, 31 (48) – Entgangene Ein-
nahmen.
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bei denen es keinen Vertrauensschutz gibt oder ob im konkreten Sonderfall dennoch aus zwin-
genden Gründen des Allgemeinwohls das Änderungsinteresse überwiegt.

3 Examenswissen

Rückwirkungsprobleme können in Sachverhalten mit Bezug zum Steuerrecht auftreten.28 Gemäß
§ 38 AO i. V. m. § 36 I EStG erfolgt die Steuerpflicht stets zum Ende des Jahres. Das führt regel-
mäßig zu Problemen um unechte Rückwirkungen, da während des Jahres Vertrauen bestand. Es
geht also für die Klausur nicht darum konkrete Kenntnisse im Steuerrecht zu haben, sondern zu
erkennen, dass durch diese Normen ein ständiger Konflikt mit dem Vertrauensschutz besteht.

Fallbeispiel

Fall: X betreibt mehrere Glückspielhallen, in denen er vielerlei Möglichkeiten unterschiedlicher
Angebote von Glückspielen anbietet. Im Zuge der Bekämpfung von Sucht im Zusammenhang mit
solchen Glückspielen einigen sich die Länder im Rahmen einer Minister:innenkonferenz auf ei-
nen Staatsvertrag, nachdem Gesetze zur Regulierung erlassen werden sollen. Demnach sollen
strenge Abstandsregelungen zwischen unterschiedlichen Spielhallen bestehen, sodass es keine
Ballungsräume für Glückspiel gibt. X zeigt sich davon unbeeindruckt und hofft auf die Arbeit sei-
ner Interessensvertretungen. Er glaubt, dass die Gesetze am Ende vielleicht nicht erlassen wer-
den oder wenn ja lediglich abgeschwächt in Kraft treten. In diesem Vertrauen investiert X weiter
in seine Glückspielhallen und baut auch neue Anlagen. Schließlich werden auch in dem Bundes-
land, in dem X seine Anlagen betreibt, neue Gesetze erlassen. Das führt dazu, dass X die neu ge-
bauten Anlagen wieder schließen und rückbauen muss. Daraufhin ist X erbost und pocht auf Er-
satz des ihm in Vertrauen auf die Rechtslage entstandenen Schadens. Zu Recht?

Lösung: Der kurze Beispielsfall greift mehrere Punkte zur Rückwirkung auf. Als erstes stellt sich
die Frage, ob es sich um eine echte oder um eine unechte Rückwirkung handelt. Da die Regulie-
rung Abstände vorsieht, die auch für bereits bestehende Anlagen gelten sollen, ist hier von einer
echten Rückwirkung auszugehen. Das ergibt sich daraus, dass nachträglich in den bereits abge-
schlossenen Sachverhalt, die Errichtung von Spielhallen, eingegriffen wird. Dennoch könnte hier
trotzdem kein Vertrauenstatbestand bestehen. X hatte bereits Kenntnis über die geplanten Regu-
lierungen, die auf der Minister:innenkonferenz durch den Staatsvertrag der Länder ausgearbeitet
wurden. Auch wenn in seinem Land noch kein Gesetz erlassen worden war, musste X mit einer
Änderung rechnen, weshalb sein Vertrauen bereits als deutlich herabgesetzt oder gar ganz erlo-
schen anzusehen ist. Somit kann auch bereits vor Beginn eines Gesetzgebungsverfahren von ei-
ner absehbaren Gesetzesänderung ausgegangen werden, welche das Vertrauen des X erschüt-
tert. X kann somit keinen Schadensersatz geltend machen.29

28 Siehe dazu Lepsius, JURA 2018, 577 (581).
29 Angelehnt an BVerfG, Beschl. v. 7.3.2017, Az.: 1 BvR 1314/12 u. a., Rn. 198 ff. = BVerfGE 145, 20
(97 ff.).

Johannes Siegel

112 2. Kapitel Staatsstrukturprinzipien – Die Fundamentalnormen des Staates

http://www.gesetze-im-internet.de/ao_1977/__38.html
http://www.gesetze-im-internet.de/ao_1977/__38.html
http://www.gesetze-im-internet.de/ao_1977/__38.html
http://www.gesetze-im-internet.de/estg/__36.html
http://www.gesetze-im-internet.de/estg/__36.html
http://www.gesetze-im-internet.de/estg/__36.html
http://www.bverfg.de/e/rs20170307_1bvr131412.html#abs198
http://www.bverfg.de/e/rs20170307_1bvr131412.html#abs198
http://www.bverfg.de/e/rs20170307_1bvr131412.html#abs198
http://www.bverfg.de/e/rs20170307_1bvr131412.html#abs198
http://www.bverfg.de/e/rs20170307_1bvr131412.html#abs198
http://www.bverfg.de/e/rs20170307_1bvr131412.html#abs198
http://www.bverfg.de/e/rs20170307_1bvr131412.html#abs198
http://www.bverfg.de/e/rs20170307_1bvr131412.html#abs198
http://www.bverfg.de/e/rs20170307_1bvr131412.html#abs198


Weiterführende Studienliteratur
– Voßkuhle/ Kaufhold, Grundwissen – Öffentliches Recht: Vertrauensschutz, JuS 2011,

794.
– Lepsius, Die Rückwirkung von Gesetzen – Teil 1, JURA 2018, 577.
– Lepsius, Die Rückwirkung von Gesetzen – Teil 2, JURA 2018, 695.

Zusammenfassung: Die wichtigsten Punkte
– Das Rückwirkungsverbot wird vom Vertrauensschutz abgeleitet. Dieser ist Teil des

Rechtsstaatsprinzips.
– Es gibt echte Rückwirkung bei bereits abgeschlossenen Sachverhalten. Sie ist regel-

mäßig unzulässig.
– Es gibt unechte Rückwirkung bei noch laufenden Sachverhalten. Sie ist regelmäßig zu-

lässig.

Für dieses Kapitel gibt es frei zugängliche interaktive Übungen auf der
OpenRewi-Homepage. Hierzu muss einfach der QR-Code gescannt werden.
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